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Die Geſchichte und die Princtpien der Gewerbe⸗ 
Ordnung für den norddeutſchen Bund, 


Von Profeſſor Dr. Emanuel Herrmann. 
II. Die Prinripieu. 


Seit der Mitte des neunzehnten Jahrhunderts hat ſich in der 
Geſetzgebung ein merkwürdiger Umſchmung vollzogen. Während der 
alte Polizeiſtaat bei feinen Verordnungen und Gefehescodiftcationen 
von dem Grundſatze ausging, Freihelt der Bewegung nur in Aus⸗ 
nahmeſaͤllen, welche immer nameuklich aufgezählt werden müffen, zu 
geſtatten, fordert der moderne Rechtsstaat von einem gediegenen Geſetze, 
daß es Alles unbedingt erlaube, was nicht ganz beſonders der Staats⸗ 
exiſten widerſtreitet. Dort werden die Fälle der Freiheit taxativ 
auſgezählt, hier die Fälle der Einſchränkung. 

Das Gewerbegeſetz für den norddeutſchen Bund ſteht entſchieden 
weit mehr auf dieſem zweiten Standpunkte, als das öſterxeichiſche 
Gewerdegeſe non 1500, 

Wir geben hier, bevor wir in das Detail des Gefetzes eingehen, 
nur einige Beifpiele zur Charakteriſtik diefes Standpunktes. 

Dos norddeutſche Gewerbegeſetz zählt vor Allem weit weniger 
conreſſionirte Gewerbe auf, als das öſlerreichiſche. So find z. B. in 
jenem die Gewerbe, welche auf mechaniſchem oder chemiſchem Wege 
die Vervielfältigung von literariſchen oder artiſtiſchen Erzeugniſſen oder 
den Handel mit denſelben zum Gegeuſtande haben, die Unternehmungen 
von Lelhauſtalten und Leſecabineten für folche Erzeugniſſe, die Gewerbe 
der Baumeiſter, Steinmetze, Maurer und Zimmerleute, das Rauch⸗ 
ſangkehrer⸗, das Canalräumer-, das Abdeckergewerbe, die Verfertigung 
und der Verkauf von Waffen und Munitionsgegenſtänden, und das 
Gewerbe der Büchſenmacher, die Verſertigung und der Verkauf von 
Feuerwerksmaterial und Feuerwerkskörpern, der Verſchleiß von Giften 
und Medicinalkrautern, von keiner obrigkeitlichen Genehmigung abhän⸗ 
gige, alſo freie Gewerbe, während das üſterreichiſche Gefetz hier 


am beſchränkteſten polizeilichen Standpunkte feſthält. Buch⸗ und Stein⸗ 
drucker, Buch- und Kuunſthändler, Leihbibliothekare, Antſquare u. ſ. w. 
haben nur in der Gewerbsanmeldung auch das Locale anzugeben. 

Aber ſelbſt die der Conceſſion unterworfenen Gewerbe werden 
nicht nach einer Schablone behandelt, ſondern wieder in verſchiedene, 
ſtreng gefonderte Rubriken getheilt. So bedürfen z. B. Aerzte und 
Apotheker nur einer Approbation (8. 29), welche auf Grund eines 
Nachweiſes der Befähigung erthellt wird, jedoch don der vorherigen 
alademiſchen Doclorpromotion nicht abhängig gemacht werden darf, 

Eine Eouceffion benöthigen Unternehmer von Privat⸗Kranken⸗, 
Privat-Entbiudungs⸗ und Privat⸗Jrreuanſtalten. Dieſe wird jedoch 
ohneweiters erthellt, wenn nicht Thatſochen vorliegen, welche zie Un 
zuverläſſigkeit des Nachſuchenden in Beziehung auf den beabſichtigten 
Gewerbebetrieb darthuln (g. 30). 

Ein Prüfungszeugniß wird von Hebammen, ein Befähi⸗ 
gungszeugniß von Seeſchiffern, Seeſteuerleulen und Lootſen ges 
fordert (88. 30 und 31). 

Eine Erlaubniß muß jedem Schauſpfel⸗Unternehuer ertheilt 
werden, wenn nicht Thatſachen vorliegen, welche die Unzunerläffigleit 
des Nachſuchenden in Beziehung auf den beahfichtigten Gewerbebetrieb 
darthun. Auch iſt hier (f. 32) ausdrücklich bemerkt, daß Beſchränkun⸗ 
gen auf beſtimmte Kotegorſen theatraliſcher Darflellungen unzuläſſig find. 
Einer ähnlichen Erlaubulß bedürfen Gaſtmirthe, Schanlwirthe oder 
Kleinhändler mit Branntwein oder Spiritus. Die Erlaubnſß kann 
nur daun verſagt werden, wenn gegen den Nachſuchenden Thatſachen 
vorliegen, welche die Annahme rechlſertigen, daß er das Gewerbe zur 
Förderung der Völlerei, des verbotenen Spiels, der Hehlerei oder der 
Unſittlichkeit mißbrauchen werde; oder weun das zum Betriebe des 
Gewerbes beſtimmte Local wegen feiner Beſchaffenheit oder Lage den 
polizeilichen Anforderungen nicht genügt. Doch wird den Landes⸗ 
regierungen geſtattet, ſoweil die Landesgeſetze nicht eutgegenſtehen, die 
Erlaubniß zum Ausſchäuken von Branntwein und den Kleinhandel mit 
Branntwein und Spiritus auch von dem Nachweis eines vorhandenen 
Bedürfniſſes abhängig zu machen (88. 32 und 33). 

In manchen Fällen ſteht der Behörde zwar kein Genehmigungs⸗ 
recht, wohl aber ein Unterſagungs recht zu; ſo z. B. bei Ge⸗ 
ſchäften zur Ertheilung von Tanz, Turn- und Schwimmunterricht, 
beim Handel mit gebrauchten Kleidern, gebrauchten Betten oder ge⸗ 
brauchter Wäſche, beim Kleinhandel mit altem Mekallgerxäth oder 
Metallbruch (Trödel), oder mit Garnabfällen oder Dräumen von 
Seide, Wolle, Baumwolle oder Leinen, ferner beim Gefchäfte des 
Pfandleihers und des Geſindenermiethers, jedoch nur dann, wenn die 
Anmeldenden wegen Verbrechen oder Vergehen gegen die Sittlichkeit, 
oder aus Gewinnſucht, oder gegen das Eigenthum beſtraft worden find. 

Endlich find auch die verfaſſungsmäßig dazu befugten Staats⸗ oder 
Communalbehörden berechtigt, Perſonen, welche das Gewerbe der 
Feldmeſſer, Auctionatoren, der Güterbeſtätiger, Schaffner, Wäger, 
Meſſer, Brocker, Schauer, Stauer u. ſ. w. betreiben wollen, auf die 
Beobachtung der beſtehenden Vorſchriften zu beeidigen und öffentlich 
anzuftellen. Jedoch dürfen dieſe Gewerbe im Allgemeſnen frei betrieben 
werden. x 
Nicht einer Genehmigung, wohl aber einer Regelung durch die 
Ortspolizeibehörde unkerliegen die Unterholtung des öffentlichen Ver⸗ 


kehrs innerhalb der Orte durch Wagen, Gondeln, Sünften, Pferde ır. 
und das Gewerbe derjenigen Perſonen, welche auf öffentlichen Straßen 
oder Plätzen ihre Dienfte anbieten. Ebenſo können Rauchfangkehrer⸗ 
bezirke eingeführt, aber auch bereits eingeführte wieder abgeſchafft 
werden. 

So ſehen wir das Conceſſionsſyſtenn auf ein allerdings Tünftig 
vielleicht noch mehr reducirbares Minimum beſchränkt, und die Will⸗ 
kür der Behörden in ſehr enge Grenzen gebannt. Intereſſant iſt auch 
die Beſtimmung, daß bei Anlagen und Gewerben, welche einer beſon⸗ 
dern Genehmigung bedürfen, die Entſcheidung in erſter und zweiter 
Inſtanz durch eine kollegiale Behörde erfolgen muß. Beide In⸗ 
ſtanzen erthellen ſtets ihre Entſcheidung in öffentlicher Sitzung. 
Der Recursbeſcheid muß mit Gründen verſehen ſein! 

Freie Gewerbe brauchen nur angezeigt zu werden. Die Behörde 
beſcheinigt innerhalb dreier Tage den Empfang der Anzeige. 

Das Gewerbegeſetz für den norddeutſchen Bund befolgt eine ähn⸗ 
liche Gliederung des Stofſes wie das öſterreichiſche. Nur findet ſich in 
demſelben auch neben dem Abſchnitte über den ſtehenden Gewerbebetrieb, 
ein beſonderer Abſchnitt über den Gewerbebetrieb im 
Umherziehen, welcher jene Beſtimmungen euthält, die in Oeſter⸗ 
reich abgeſondert durch die Vorſchriften über den Hauſtrhandel (Geſetz 
vom 4. September 1852, Nr. 252 des R. G. Bl.) und über Hand⸗ 
lungsreiſende (Verordnung des Handelsminiſteriums vom 3. November 
1852, Nr. 220 R. G. Bl.) und verſchiedene Polizeigeſetze hinſichtlich 
der wandernden Unternehmer, die öffentlich Muſik aufführen, Schau⸗ 
ſiellungen u. |. w. darbieten, geregelt find. 

Auch dieſer Abſchnitt des Geſetzes athmet weit ſreiſinnigeren Geiſt 
als die hier erwähnten öſterreichſſchen Geſetzesbeſtimmungen. 

Man vergleiche nur das reichhaltige Verzeichniß der vom Hauſir⸗ 
betriebe in Oeſterreich ausgeſchloſfenen Waaren mit der kurzen Ueber⸗ 
ſicht des norddeutſchen Geſetzes. 

Nach F. 56 dleſes Geſetzes find nämlich vom An- und Verkauf 
im Umherziehen ausgeſchloſſen: 1. geiſtige Getränke aller Art; 2. ge⸗ 
brauchte Kleider und Betten, Garnabfälle, Faden und Dräume von 
Seide, Wolle, Leinen und Baumwolle, Bruchgold und Bruchſilber; 
3. Spielkarten, Lotterieloſe, Staats- und fonflige Werthpapiere; 
4. Schießpulver, Feuerwerkskörper, und andere explofine Stoffe; 
5. Arzneimittel, Gifte und giftige Stoffe. 

Wahrend nach dem öſterreichiſchen Geſetze die Bewilligung zum 
Betriebe des Haufirhandels nur öſterreſchiſchen Unterthauen im Alter 
von über 30 Fahren, von unbeſcholtenen Sitten und tadelloſer politi⸗ 
ſcher Haltung, die im Vollgenuſfe der bürgerlichen Rechte beſtehen, 
ertheilt werden darf, kann der Legitimationsſchein einem Angehörigen 
des norddeutſchen Bundes oder nach Umſtänden auch einem Ausländer 
im Alter von mehr als 21 Fahren gar nicht verweigert werden, aus⸗ 
genommen bei abſchreckender oder auſteckender Krankheit, bei Abſtrafung 
wegen gemiſſer ſtrafbarer Handlungen, oder wenn der Betreffende unter 
Polizeiaufſicht ſteht, oder endlich wenn er megen gewohnheitsmäßiger 
Arbeitsſcheu, Bettelel, Landſtreicherei, Trunkſucht übel berüchtigt iſt. 

Es iſt indeſſen nicht Alles zu loben, was das norddeutſche Ge⸗ 
werbegeſetz enthält. 

So bilden z. B. die Beſtimmungen über den Marktverkehr, über 
die Taxen eben nicht den Glanzpunkt des Geſetzes. Beſſer, wenn auch 
nicht unbediugt anzuerkennen, find die Geſetzespartien äber die Gewerbe⸗ 
gehülſen, Geſellen, Lehrlinge, Fabrikarbeiter. In denſelben waltet jeden⸗ 
falls ein frelerer Geiſt als in deu entſprechenden Abſchnitten des öſter⸗ 
reichiſchen Geſetzes. Der neueſte Entwurf des öſterreichiſchen Handels⸗ 
miniſteriums über die Regelung der Verhälkniſſe der Geſellen, Lehr⸗ 
jungen und Fabrikarbeiter lehnt ſich auf das genaueſte, ja man möchte 
faſt ſagen, in Wortlaute an jene Beſtimmungen des norddeutſchen 
Geſetzes au. Vielleicht bietet ſich ſpäter eine paſſende Gelegenheit auf 
dieſe Geſetzgebungspartje zurückzukommen, welche in Oeſterreich jeden⸗ 
falls erft nach vielen Kämpfen und heißen Debatten zur Conſolidation 
gelangen wird. 

Das norddeutſche Geſetz erkennt die beſtehenden Innungen an, 
regelt die innern und äußern Verhältniſfe derſelben in zeitgemäßer 
Weiſe und ſieht auch die Bildung neuer Junungen bor, deren Ent⸗ 
ſtehung jedoch wicht dem Zwange verdankt werden ſoll; denn 
g. 97 bemerkt: „Diejenigen, welche gleiche oder verwandte Gewerbe 
ſelbſtſtaͤndig betreiben, können zu einer Innung zuſammenkreten.“ 

Hinſichtlich der gewerblichen Hülfskaſſen konnte das norddeutſche 
Geſetz nicht zum definitiven Abſchkuſſe gelangen, da man dieſe ganze 
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wichen iſt. 


Materie noch nicht für reif zu einer endgiltigen Beſchlußfaſſung auf 
dem Wege der Bundesgeſetzgebung hielt“). 

Man ließ hinſichtlich diefes Gegenſtaudes die Anordnungen der 
Landesgefetze in Kraft. 

Das Gewerbegefeg für den norddeutſchen Bund hat jedenfalls 
einen anerkennens⸗ und nachahmeuswerthen Schritt vorwärts gethan, 
wenn es auch nicht eben vollkommen und vollſtändig iſt. Aber man 
muß die Schwierigkeiten in Erwägung ziehen, welche aus der eigen⸗ 
thümlichen Conſlitution des norddeulſchen Bundes, ſowie aus dem 
Particularismus der noch nicht gang uniform gewordenen Kleinſtaaten 
hervorgehen. Man kann ſich des Beifalls zu einer ſo wichtigen, im 
Großen und Ganzen ausgeführten Neuerung nicht eutſchlagen. 

Wir wunſchen und hoffen, daß Defterreich bald nachfolgen und 
dann die Erfahrungen der norddeutſchen Geſetzgebung aufmerkſain be⸗ 
nutzen wird. 


Ueber Geſetzeserläuterungen. 


Ueber die verſchiedenen Arten von Erläuterungen der Geſetze 
finden wir in den baperijchen „Blättern für adminiſtrative Praxis“ 
anläßlich einer Literaturbeſprechung folgende ſehr treffliche Bemer⸗ 
kungen: 

Wozu Erläuterungen? Das iſt die Frage, die vor allen aufges 
worfen werden könnte. 

Wurden die geſetzlichen Beſtimmungen alle recht klar und deutlich 
geſaßt ſein; würde namentlich überall nicht nur die Ausdrucksweife den 
Sinn des Geſetzes genau wiedergeben, ſondern auch der Grundgedanke 
des Geſetzes in allen feinen Theilen rein und unberfälfcht in ſtrenger 
Folgerichtigkeit durchgeführt fein, dann wären die Geſetze leſcht aus ſich 
allein zu verſtehen. Indeſſen gewöhnlich kommt das Geſetz nur durch 
vielfältiges Ab und Zugeben ſeitens der verſchiedenen Mitwirkenden 
zu Staude; es machen ſich hiebei Anſchauungen geltend, welche mit 
dem Grundgedanken nicht mehr im Einklange find, es entſtehen 
Schwankungen und Abweichungen mit zweifelhaften Grenzen; hiezu 
kommt, daß gar oft im Augenblicke des Kampfes nach einer Faſſung 
gegriffen wird, welche bei ruhiger Erwägung und Ueberlegung nicht 
Stich hält, und daß im Uebrigen nicht ſelten ein eigenthümlicher 
oralelhafter Ton in die Geſetzesſprache ſich einſchleicht. Ein fo zur 
Welt gekommenes Geſetz ift dann nicht leicht zu verſtehen, ſondern es 
muß erſt der richtige Sinn ermittelt werden, was meiſt nur durch 
ein mühſames Forſchen zu Wege gebracht wird. Bei der großen 
Menge von täglich neu erſcheinenden Geſetzen und darauf bezüglichen 
Verordnungen, Vorſchriften u. ſ. w. iſt es den Beamten wie den 
Laien kaum möglich, die erforberlichen Forſchungen alle ſelber unmit⸗ 
telbar zu pflegen; es müſſen ihm daher Hilfsmittel geboten fein, 
durch die er in kürzerer Weiſe die geſetzlichen Beſtimmungen richtig 
zu verſtehen im Stande iſt. Solche heutzutage bereits unentbehrlich 
gewordenen Hilfsmittel find die Erläuterungen (Commeutare). 

Diefelben find übrigens von ſehr mannigfaltiger Art. 

Das Geſetz wird erläutert, indem das Weſen desſelben kennen 
gelehrt wird. Es wird nämlich dargethan, welches der Zweck und das 
Ziel des Geſetzes ift, welches der Grundgedanke desſelben iſt, in wel⸗ 
chem Verhältniſſe derſelbe zum übrigen Rechtsſyſteme ſteht, in wie weit 
er in den einzelnen Beſtimmungen des Geſetzes folgerichtig durchgeführt, 
in wie weit hievon, und aus welchen Urſachen und Gründen abge⸗ 
Wer dieſes genau und richtig erkennt, wird gegebenen 
Falles nicht leicht in Verlegenheit kommen, ſondern ſich ſtets gehörig 
zurecht finden. Wer aber das Geſetz alſo darſlellen will, muß nicht 
nur des Stoffes vollſtändig mächtig fein, ſoudern auch mit Schärfe 
die Schlußfolgerungen zu ziehen, und das Ergebniß klar darzuthun 
wiſſen. 

Das Geſetz wird erläutert, indem eine Geſchichte desfelben gege⸗ 
ben wird. Daraus, wie das Geſetz und ſeine einzelnen Beſtimmungen 
zu Stande gekommen find, läßt ſich deren Sinn und Bedeutung ermeſſen. 
Es genügt, aus dem Entwurfe und den Landtagsverhandlungen dies 
jenigen Erörterungen, aus welchen fich die Abſicht der geſetzgebenden 
Kräfte erſehen läßt, entweder wörtlich, oder auszugsweiſe zuſammen 
zu ſtellen, oder auch nur darauf hinzuwelſen. Aber es muß der Dar⸗ 
stellende die Urſachen und Wirkungen richtig erkennen, und das Weſent⸗ 
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liche vom Außerweſentlichen wohl unterſcheiden, damit das entworfene 
geſchichtliche Bild auch im rechten Lichte erfcheint. 

Das Geſetz wird erläutert, indem die Anwendung desſelben auf 
einzelne Fälle gezeigt wird. Sind dieſe Fälle gut gewählt, dann iſt 
diefe Art Erläuterung wohl die bequemfte für den Gebrauch; finden 
ſich jedoch nur ſolche Fälle, in welchen die Geſetzesanweudung ohnehin, 
keinem Zweifel unterliegt, aufgezählt, während die Fälle, in welchen 
Zweifel obwalten, und Rath und Aufſchluß begehrt wird, vergeblich 
darunter geſucht werden: dann erſcheint dieſe Art Erläuterung zwecklos. 

Auch die Form der Erläuterungen iſt eine verſchiedene. 

Nach der einen Form erfolgt die Erläuterung zujaınmenhängend, 
Es wird das Gefetz durchaus als Gauzes behandelt, ſo daß auch da, 
wo einzelne Beſtimmungen desſelben in Betracht kommen, ſolche doch 
immer nur in ihrem inneren Zusammenhange als Glieder des Ganzen 
erörtert werden. Dieſe Form erfordert eine ſtreng logiſche Anordnung 
und Eintheilung des Stoffes, gewährt aber auch dann einen vollſtän⸗ 
digen und richtigen, klaren und deutlichen Ueberblick über's Ganze. 

Nach der anderen Form erfolgt die Erläuterung artikelweiſe, ſo 
nümlich, daß jedem einzelnen Artikel in der Reihe, wie ſie im Geſetze 
auf einander folgen, alle auf denſelben bezuͤglichen Erläuterungen bel⸗ 
gefügt werden. Bel dieſer Form geht nur zu leicht der Ueberblick 
über's Ganze verloren, und es tritt nicht ſelten ein, daß man den 
Wald vor lauter Bäumen nicht ſieht. Um keinen Artikel leer aus⸗ 
gehen zu laffen, werden oft ganz entbehrliche Bemerkungen gemacht, 
und im Uebrigen arten die augeblichen Erläuterungen vielfach in ſ. g. 
Buchſtabenretten, Silbenſtechen, Wortllauben u. dgl. aus. Es muß 
daher ſtets mit großer Vorſicht verfahren werden, um fich nicht auf 
Abwege zu verlieren. 


— — 


Mittheilungen and der Praxis. 


Betreffend die Nachwerſung der Prlugtrechtstitel zur Begründung des 

Anſpruchs auf Leiſtungen zu Eultuszwecken Seitens der Audersgläubigen 

uin Sinne Art. IX. des ſutereonfeſſtonellen Geſetzes vom 25. Mai 1868, 
R. G. Bl. Nr. 49. 


Das Stift A. hat als gefetzlicher Vertreter der Pfarre W. gegen 
die Entſcheidungen der Unterbehörden, mit welchen das Geſuch des 
Pfarrers in MW. um zwangsweiſe Eintreſbung der bei den evangeliſchen 
Grundbeſitzern daſelbſt ausſtehenden Abgaben an die katholiſche Pfarre 
zurückgewieſen wurde, den Miniſterialrecurs eingelegt. Die unteren 
Inſtanzeu bemerkten in Betreff des ermähnten Anſuchens Im Weſent⸗ 
lichen Folgendes: Die Thatſoche, daß die fragliche Abgabe immer auch 
von den Evangeliſchen geleiſtet wurde, kaun durch die bis ins Jahr 
1701 hinaufreichenden Regiſter erwieſen werden. Der Rechtsgrund, 
aus welchem dieſe Verpflichtung entſtand, kann wohl nicht durch Ur⸗ 
kunden erwieſen werden, war aber gewiß ein privatrechtlicher, aller 
Wahrſcheinlichkeit nach der: daß das Stift U, alg Grundherrſchaft St. 
bei Errichtung der Pfarre in W. feine gruudherrlichen Giebigleiten 
(nämlich die von den Stechen Unterthanen in W. zu leiſtenden) dem 
Pfarrer als Dotation überwies. Dies wird ſchon dadurch wahrſchein⸗ 
lich, daß dieſe Abgaben fo alt ſind wie die — im Jahre 1667 aus 
der Pfarre N. exeindirte — Pfarre W. ſelbſt, und daß fie damals, 
zur Zeit dieſer Excindirung, die alleinige Dotation der neuen Pfarre 
ausmachten, wie fie denn auch jetzt noch die größere Hälfte dieſer 
Dotation bilden. Dieſe Abgaben hatten von jeher die Natur einer 
Reallaſt. Dafür ſpricht ſchon der Umftand, daß fie ſeinerzeit die ein⸗ 
zige Dotation der Pfarre ausmachten. Da nämlich nach kirchlichen 
und weltlichen Gefetzen eine Pfründe erſt errichtet werden darf, wenn 
ihr eiue feſte, unmandelbare, aus perpetuirlichen Leistungen beſtehende 
Dotation geſichert iſt, fo hätte die Pfarre W. gar nicht errichtet wer⸗ 
den können, wenn die fraglichen Abgaben nicht auf Grund und Boden 
haſtend, ſondern bloße perſönlſche Veiſtungen, Sammlungen u. dergl. 
geweſen wären. Dasſelbe erhellt aus der Art der Leiſtung: die Abgabe 
wurde nicht, wie bei Collecturen üblich, geholt, ſondern gebracht, und 
zwar genau in der Weife, wie es nach Ausweis der Salbücher von A. 
bei den Abgaben der dortigen Unterthanen der Fall war. Die reale 
Natur diefer Abgabe erhellt ferner daraus, daß fie einerſeits nicht von 
allen, ſondern von den ſchon bei Errichtung der Pfarre beſtandenen 
und mit Grundbefitz verſehenen Häusern, andererfelts aber von dieſen 
letzteren auch dann noch eutrichtet wurde, wenu das Haus felbft im 
Berlanfe der Zeit niedergeriſſen worden oder unbewohnt war. Hier⸗ 
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aus erhellt auch, daß die Abgote nicht für geleistete Seelſorgerdienſte 
entrichtet wurde. Dasſelde erhellt auch daraus, daß auch jene Grund⸗ 
befiger, die nicht im Pfarrſprengel wohnen, aber dort ihren alten 
Grundbeſz haben, die Abgabe feifteten. Die Proteſtanten, welche 
ſolchen Grundbeſitz an fich brachten, wußten, daß fie eine damit ver⸗ 
kuupfte Laſt übernehmen, volenti non fit injuria. Die fragliche 
Abgabe wurde auch ſtets als eine dinglich von allen. Auſaſſen ohne 
Unterſchied des Glaubeusbekenntulſſes geleiſtet; die erſte Nenilenz 
Seitens der Edangelifchen ergab ſich, als im Jahre 1848 deren Stol⸗ 
gebühren an kakholiſche Pfarrer aufgehoben wurden; allein es wurde 
ſofork von den adminiſtrativen Behörden entſchjeden, daß damit die 
fragliche Abgabe nicht aufgehoben fei. Eine zweite Weigerung gab es 
nach dent Proteſtanten⸗Pateute; allein damals entſchied das Staats⸗ 
inifterium mit Erlaß vom 30. Juli 1863, daß „mit Rückſicht auf 
den Urſprung, den umeordenklichen Beſiz und die Modalitäten der 
Leiſtung“ dieſe letztere, als auf Grund und Boden haftend erwieſen 
ſei, daß es daher keiner weiteren grundbücherlichen Einverleibung der⸗ 
ſelben bedürfe, und daß ſomit der Pfarrer in W. auch den enangeli« 
ſchen Anfafjen gegenüber in dem Bezuge zu ſchützen fei. Wenn nun 
neuerdings dieſe Abgabe von den evangeliſchen Anſaſſen aus dem 
Grunde des Art. IX. des interconfeſſionellen Geſetzes vom 25. Mai 
1868 verweigert wird, fo ſei darauf zu erwiedern: daß es hei einer 
ihrer erwieſenen Natur nach dinglichen Schuldigkeit keinen Unterſchied 
machen kann, ob dieſelbe formell bücherlich verſichert iſt oder nur kraft 
des Geſetzes auf dem Grundbefitze hafte. Das Hofderret vom 16. No» 
vember 1827 erklärt ausdrücklich, daß Leiſtungen der fraglichen Art 
feiner bücherlichen Sicherſtellung bedürfen; es wäre ſomit ungerecht, 
wenn nach dem citirten Art. IX. nur die formell intabulirten, micht 
auch die kraft des geſetzlichen Pfandrechles auf dem Grundbeſitze haf⸗ 
tenden Abgaben aufrecht verbleiben ſollten. Hienoch wäre auch das 
Einkommen des Curaten fortwährend ſchwankend, weil von dem zu⸗ 
fälligen Umſtande abhängig, ob ein Katholtk oder ein Nichtkatholiſcher 
den belaſteten Grundbeſiß erwürbe. 

Dem gegenüber ſtützt fi die von der zweiten Inſtanz acceptirte 
abweiſende Motivirung der Entfcheldung der erſten Inſtanz auf Art. IX. 
des intereonfeſſionellen Geſetzes. Wenn auch der Staats miniſterialerlaß 
vom 30. Juli 1863 die Realeigenſchaft der Abgabe anerkennt und 
dieſelbe ſonach als durch 8. 13 des Proteſtanten-⸗Patentes nicht als 
aufgehoben erklärt habe, fo müſſe doch jetzt, nach der präciien Ber 
stimmung jenes Art. IX. die Liquidität des Anſpruchs als von der 
formellen grundbücherlichen Sicherſtellung desſelben abhängig erklärt 
werden. — In den beiden Recurſen, insbefondere in dem an das 
Minifterium gerichteten, wird geltend gemacht: Der Beſtand einer 
Reallaſt iſt nicht immer von der bücherlichen Einverleibung derſelben 
abhängig; dies hat der oberſte Gerichtshof wiederholt, insbefondere 
bei den ſog. offenbaren Servituten auerkannt. Der Staateuniniſterial⸗ 
erlaß vom 30. Yult 1863 hat in letzter Linie ausgefproden, daß die 
fragliche Abgabe keiner grundbücherlichen Sicherſtellung bedürfe, und 
wenige Jahre darauf fol fie nur deshalb aberkannt werden, weil fle 
nicht bücherlich ſichergeſtellt ſei? Der Art. IX. auerkeunt ferner alle 
Abgaben aus pripatrechtlichen, durch Urkunden nachweisbaren Titeln, 
ein ſolcher ſei aber auch die Realeigenſchuft der fraglichen Leiſtung; 
die bezüglichen Beweisurfunden feien das Hofderret nom 16. Novem⸗ 
ber 1827 und die feither darauf geſtützten behördlichen Erläſſe. Ein 
anderer privalrechtlicher Titel hiefür fei die Erſitzung; dieſelbe jei 
durch die mehrermähnte Staatsminiſterialentfcheidung ausdrücklich an⸗ 
erkannt worden, ja dieſelbe habe ſogar den Titel derſelben als einen 
rechtmäßigen erklärt, obwohl es für einen fo unvordenklichen Beſitz, 
wie den hier eintretenden, nicht einmal eines rechtmäßigen Titels be⸗ 
dürfte (8. 1477 a. b. G. B.). 

Das Minifterium für Cultus und Unterricht entſchied untern 
21. November 1869, Z. 10718, nun dahin, daß es dem ergriffenen 
Recurſe keine Folge zu geben vermag. Es liege nämlich hier keiner 
jener Ausuahmefülle vor, in welchen allein das Geſetz vom 25. Mar 
1868 Abgaben dieſer Art aufrecht erhält. Es genüge hiezu insbeſondere 
nicht, daß die reale Natur einer ſolchen Abgabe erwiefen ift; vielmehr 
müſſe nach dem klaren Wortlaute des Geſetzes zu dieſem materiellen, 
Criterium der Dinglichkeit auch noch das formale der tabularmäßigen 
Sicherſtellung hinzutreten. Eben fo könne das recurrirende Stift ſich 
nicht auf den privatrechtliche Titel der Erſitzung berufen; denn nach 
eben dem Art. IX. des Geſetzes vom 25. Mai 1868 werde eine ſolche 
Abgabe nur dann aufrecht erhalten, wenn ihr privater Rechtsgrund 
durch Urkunden nachgewieſen werden kann. Im vorliegenden Falle ſind 
aber ſolche Beweisurkunden nicht beigebracht worden; denn da die 


Adminiſtratwbehörden nicht berufen find, über Privatrechtskitel zu ent» 
ſcheiden, fo könne durch deren Acte allein der Beweis einer Erſitzung 
nicht hergeſtellt werden. Im Uebrigen bleibe dem Pfarrer in W. und 
beziehungsweiſe dem Stifte A. unbenommen, den behaupteten Titel der 
Erfigung im Rechtswege auszuweſſen und hienach das im 8. 1498 
d. b. G. B. normirte Befugniß der bücherlichen Einverleibung des 
erſeſſenen Rechtes in Auſpruch zu nehmen. Sollte dieſe Klageführung 
von Erfolg fein und hienach die fragliche Abgabe wirklich zur bücher⸗ 
lichen Sicherſtellung gelangen, ſo wird dieſelbe alsdann wie jede 
andere auf diefe Art ſichergeſtellte von den Verwaltungsbehörden ger 
ſchützt werden. (Ger.⸗Ztig.) 


Abſtrafung wegen unbefugter Ausübung eines Gewerbes begründet für 
ſich allein nuch nicht das Moment der Beſchulteuheit im Sinne Art. III. 
des Geſetzes vom 5. März 1802. 

Jakob H., wohnhaft in der Gemeinde R., aber nicht dorthin 
zuſtändig, wurde wegen unbefugter Ausübung des Schnitiwaarenhan⸗ 
dels zu einer Geldſtraſe von 5 fl. und zum vierfachen Erluge der 
Erwerbſteuer verurtheilt. Die Gemeinde R. hat deßhalb den Jakob H. 
wegen beſcholtenen Lebenswandels ut Rückſicht auf $. 11 der Gemeinde⸗ 
Ordnung (Art. III. des Geſetzes vom 5. März 1862) aus dem Ge 
meindegebiete ausgewieſen. Das von der Bezirkshauptmaunſchaft behobeue 
Ausweſſungserkenutuiß wurde von der Landesſtelle wieder in Kraft geſetzt, 
„weil 5. durch ſeine im Jahre 1867 erlittene Abſtraſung wegen uns 
befugten Betriebes des Schnittwaarenhaudels das Erforderniß eines 
unbeſcholteuen Lebenswandels verloren hat“. 

Dem Recurſe des Jakob H. gegen dieſe Entſcheidung wurde mit 
der Entſcheidung des Minifteriums des Innern vom 27. März 1869, 
3. 4262, Folge gegeben, „weil die Abſtrafung des Jakob H. wegen 
unbefugter Ausübung des Schnittwaarenhandels für ſich allein das 
Moment des beſcholtenen Lebenswandels im Sinue des Art. III. des 
Geſetzes vom 5. Mürz 1862 (f. 11 der betreffenden Gemeinde⸗Ordnung) 
zu begründen nicht geeignet tft“, 
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Verordnungen. 


Erlatz des k. I. Miuiſteriums für Landes Vertheidigung und öffenkliche 
Sicherlleit vom 22. Jänner 1870, Z. 491/IL, 1. betreffend die Zulafſung 
jener Hörer der tecniſchen Inſtitute, welche weder ein Obergymnaſtum noch 
eine Oberrealſchule abſolbirt haben, zum Einjährigen Freiwilllgendienſte. 

Ueber eine geftellle Anfrage inwieſern bei jenen Hörern der lechniſchen 
Juſlitute, welche weder ein Obergymnaſtum noch eine Oberrealſchule abſolvirt 
Haben, ber erſte Jahrgang eiuer kechniſchen Lehranstalt dem legten Jahrgang 
einer Oberrealschule, mit Hinblick auf die wiſſenſchaftliche Befähigung zum 
einjährigen Freiwilligendienſte gleichzuhalten wäre, wird über gepflogenes Gin: 
vernehmen mit dem k. k. Miniſtertum für Cultus und Unterricht und dem 
F. k. Neichs⸗Kriegs⸗Miniſterlum in Erläuterung des g. 124 der Inſtruction zur 
Ausführung der Wehegeſehe Nachſlehendes eröffnel. 

Bei der verſchievenen Einnichtung der techniſchen Inſtitute kann nicht eine 
allgemein giltige Norm aufgeftellt werden., Es hat daher von den Hörern der 
techniſchen Inſlitute, welche ein Obergymnaſium oder eine Obertealſchnle nicht 
abſoloirt haben, in Berückſichligung der von ihnen bei der Aufnahme oder int 
Verlaufe ihrer Studien gelieferten Nachweiſung ihrer wiſsenſchaftlichen Bildung 
die Qualification zum einjährigen Freiwilligendienſte auf folgende Weiſe dar⸗ 
gethan zu werben: 

1. am L k. poly techniſchen Inſtitute in Wien, an der k. . 
techniſchen Akademie in Lemberg und dem polylechniſchen 
Landes⸗Inſtitute in Prag durch den Nachweis der Aufnahme! 
als ordentlicher Hörer des Inſütutes; 

am l. E. techniſchen Inſtitute in Brünn entweder 

A) durch den Nachweis über die Aufnahme auf Geund der nach 
8. 20 des organiſchen Statutes des techniſchen Institutes in Brünn 
mit Erfolg abgelegten Aufnahmsprüfung, ober 

b) durch den Nachweis über die Abfoloicung ſämmklicher für den 
kauſmänniſchen Special: Curs als obligat bezeichneten Unterrichtsgegen⸗ 
ftänbe mit guten Erfolge in einem wenigſtens zwerjährigen Eurſe, oder 

e) durch die Abſolvirung ſämmtlicher Unterrichtsgegenſtände, welche 
in dem für die land- und forſtwiſſenſchaftlichen Studien empfohlenen 
Lehrplaue enthalten find, mit gutem Erfolge in einem mindeſtens drei⸗ 
jährigen Curſe. 
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Wenn ſich die Hörer des k. k. techniſchen Inftitutes in Brünn über 
die Erfüllung einer der eben sub a bis e bezeichneten Bedingungen 
ausweifen, begründet es keinen Unterschied, ob fie als ordentliche oder 
außerordentliche Hörer des Institutes eingeſchrieben find. 

an ber techniſchen Hochſchule des landſchaftlichen Jo⸗ 
hanneums in Graz, ducch den Nachweis über ihre Aufnahme als 
ordentliche Hörer in die zweite allgemeine Claſſe, ober in irgend einen 
Jahrgang einer Fachſchule oder eiues Special⸗Curſes, fo wie des Vor⸗ 
curſes für Berg: und Hüttentechniker, 

am techniſchen Inſtitute in Krakau durch den Nachweis über 
die Aufnahme als ordentliche Hörer der technischen Ablhelkung, und 
über ven guten Erfolg der Stubien im erſten Jahr; 

am k. Joſefs⸗Polytechnikum in Ofen durch den Nachweis der 
Aufnahme als ordentliche Hörer in irgend einem Jahrgalige einer Fach⸗ 
ſchule oder eines Special⸗Curſes für mercantil« oder landwirthſchaftliche 
Studien. 


Erlaß des k. k. Miniſteriums für Landes- Vertyeidignng und öffentliche 

Sicherheit vom 11. Sinner 1870, 3. 6735, betteſſend die Zulaſſung der 

Hörer der landwirthſchaftlichen Mittelſchule in Mödling zum Einjährigen 
Freiwilligendienite. 

In Folge des von den k. k,. Landes Miniſterien im Grunde bei 
des Wehrgeſetes einvernehmlich mit dem I. k. Reichs Kriegs Mini 
geſaßten Beſchluſſes wird denjenigen Schülern der landwirthschaftlichen Mittel: 
ſchule in Mödling die Begunſtigung der Aufnahme als einiährig Frei 
willige ohne Ablegung einer Aufnahmeprüfung zuerkannt, welche ſich darüber 
auszuweiſen vermögen, baß fie ein Untergymnaſtunt ober eine Unterrealfchule 
ant einem zum Uebertritte in ein Obergymnaſtum ober in eine Oberrealſchule 
berechtigenden Erfolge, dann die beiden Fachcurſe der landwirlhſchaftlichen 
Mittelſchule in Mödling mit gutem Erfolge abſoloirt haben. 


Erlaß des Miniſters des Innern vom 15. December 1869, Z. 18125, an 

ſämmtliche Landeschefs betreffend die Anerkennung Des öſterr.⸗ ungar. 

Nattonalipitales zu Gafata in Gonftantinopel als einer allgemeinen 
öffentlichen Krankenhefl⸗Anſtalt. 

Ich habe die Ehre Cuer .. .. zu eröſſnen, daß ich geſtützt auf die, 
theils durch Ausſchuß⸗ theils durch einfache Landlagsbeſchlüſſe, zum Theile 
aber im Geſetzgebungswege gegebenen Zuſtimmungs⸗Erklärungen ſamumklicher im 
Reichsrathe vertretenen Länder, das öfterr.sungar. Nalionalſpital zu Galata 
in Conſtantinopel nunmehr als eine allgemeine öffentliche Krankenheil⸗Anſtalt 
im Sinne der hierortigen Erläſſe vom 6. März 1855, J. 6852, und vom 
4. December 1856, J. 26641, für die biesfeitige Reichshälfte anzuerkennen 
finde — und daß es ſonach Euer. . . gefällig fein malle die geeigneten. 
Verfügungen zu treffen, damit die jeweilig in Anforberung kommenden Ver: 
pllegs⸗ und Beerdigungskoſten für in das Euer. ... Leitung unterſtehende 
Verwaltungsgebiet zuſtändige k. k. öſterreichiſche Unterthanen im Sinne dec 
obigen Vorſchriften vergütet werden. 


Perſonalien 
nach dem amtlichen Theile der „Wiener Zeitung“. 
Se. Maſeftlt haben den Hofräthen der Präſidialfection des Miniſterlums 
des Aeußern Joſef Ritter von Brotmann v. Oſtenegg das Komthurkreuz 
mit dem Sterne des Franz⸗Joſefs⸗Ordens und Johann Falke v. Lilienſtein 
das Ritterkreuz des St. Stefans⸗Ordens, dann den Sections xälhen Franz Schmidt 
v. Jabie row den Titel und Charakter eines Hoftathes und Joſef Geng ben 
Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe verliehen. 
Se. Mlajeſtat haben den Seclionsrath im Miniſterjum des Innern Fer⸗ 
dinand Ritter von Erb zum Minifterialrathe im Minifterrathsprähitium und 
Preßleiter ernannt. 


Erledigungen 
aus dem Amtsblatte der „Wiener Zeitung“. 
Hilfzänster + Vorftcherftelte bei der nreberöfterreichiichen Finanzpzocuratur, 
. Gehalt, 250 fl. Quarljergeld, bis 19. März (Amtsblatt Nr. 40). 
Mehrere Einnehmeres, Controllors: und Offieialsfteften Bei den Steuer: 
amtern in Böhmen, Gehalte von 945 fl. bis 420 fl., Gehaltszulagen, Cauttons: 
pflicht bis 12. März (Amtsblatt Nr, 40). 

Strafhausuermalteräfteile in Gradiska mit 1000 fl. Gehalt, 150 N. 
Quartlergeld, Holz- und siergen+Deputat, Cautionsleiſtung, vier Wochen, bei 
der Operſtaatsanwallſchafl Trteft (Amtsblatt Rr. 41). 

Statihalterei - Coneipiftenitelle in Graz mit 1000 fl. eventuell 800 fl. 
Gehalt ober Bezirkscommiſärsſtelle mit 800 fl. Gehalt, eventuell Concepts: 
abjunctenfiele mit 400 fl. Gehalt, bie 14. März (Amtsblatt Rr. 4). 

Forltpratiifantenjtelle int Amisbereiche der Finanz- Landes -Direction in 
Salzburg, Taggeld 1 fl. 30 kr. eventuell 1 fl. bis 21. März (Umtsblait Nr. 42). 

Zwar Bezielsconmifläräftellen extra statum in Krain, 800 fl. Gehalt, 
bis 12. März (Amtsblatt Rr. 45). 
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